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April 2004 

Sicherheit in der Verkehrsführung an der Friesenstraße 

Auf Anregung von Anwohnern besichtigte ein Teil der SPD-

Stadtratsfraktion den Verkehrsfluss in der Friesenstraße.  

Um den Verkehr flüssiger und sicherer zu gestalten, schlug die 

SPD die Einrichtung einer Ampelanlage an der Kreuzung 

„Friesenstraße/Zur Seeschleuse“ vor. 

Ortstermin von SPD-Ratsmitgliedern an der Kreuzung „Friesenstraße/Zur 
Seeschleuse“: Bernhard Bloem, Hartmut Bugiel, Anne Schnieders, Roland 

Seemann (von links nach rechts) 

Wie sich die SPD-Ratsmitglieder vor Ort überzeugen konnten 

führte das hohe Verkehrsaufkommen an der Kreuzung „Frie-

senstraße“ und „Zur Seeschleuse“ immer wieder zur Staubil-

dung in der Straße „Zur Seeschleuse“. Außerdem ergaben sich 

gefährliche Situationen für den Abbiegeverkehr. Auch hatten 

Radfahrer Probleme, die Friesenstraße zu kreuzen. Um die 

Situation zu entschärfen, forderte die SPD-Fraktion den Bau 

einer Ampelanlage an dieser Kreuzung. 

Langfristig müsste die „Friesenstraße“ vom Durchgangsver-

kehr entlastet werden. Immer noch fuhren LKW über 7,5 t und 

vor allem Busse durch die „Friesenstraße“. Der alte Vorschlag 

der SPD, diese Entlastung mit einem Durchstich der Nordtan-

gente unter der B 70 mit direktem Anschluss an die Straße 

„Zur Seeschleuse“ zu erreichen, durfte dabei nicht in 

Vergessenheit geraten. 

Als Gefahrenpotential wurde von Anwohnern die Kreuzung 

„Friesenstraße/An der Hoekweide“ dargestellt. So wurde hier 

die Friesenstraße von Fahrradfahrern, die zum Gewerbegebiet 

„Zur Seeschleuse“ wollten, gekreuzt. Vor allem von Anwoh-

nern der Straße „An der Hoekweide“, die ihre Kinder zum 

Kindergarten brachten, oder Schulkinder nutzten diese Kreu-

zung. Um das sichere Kreuzen der viel befahrenen Friesen-

straße zu ermöglichen, wünschte die SPD an dieser Stelle 

einen Übergang mit einer Druckampel. 

 

 

 

 

 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
Ortstermin von SPD-Ratsmitgliedern an der Kreuzung „Friesenstraße/An der 

Hoekweide“: Anne Schnieders, Roland Seemann, Bernhard Bloem, Hartmut 

Bugiel (von links nach rechts) 
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CDU in Papenburg ohne Rückhalt bei Landesregierung 

Die Auswirkungen von einem Jahr Landesregierung aus FDP 

und CDU für Papenburg wurde von der Fraktion als negativ 

bewertet. 

Nach mehreren Ministerbesuchen in wurde deutlich, dass die 

Landesregierung wenig Verständnis für die Situation in Papen-

burg hat. Es fehlten in Papenburg CDU-Politiker mit einem 

guten Draht nach Hannover. Während Hermann Bröring für 

den Landkreis und Meppen aktiv war, machte Kultusminister 

Busemann sich hauptsächlich für Dörpen stark und Papenburg 

ginge leer aus. Dörpen profitierte selbstverständlich von der 

neuen Schulpolitik Busemanns mit der Einrichtung eines Gym-

nasiums und Papenburgs Schullandschaft wurde durch die 

Sondergenehmigungen für Rhede gefährdet. 

Wenn schon Bürgermeister Ulrich Nehe beim Frühjahr-

sempfang der CDU in Aschendorf beklagte, Innenminister 

Schünemann sollte die Verwaltungsstadt nicht ausbluten 

lassen, dann wurde damit deutlich, wie gering der Einfluss von 

CDU-Politikern aus Papenburg in Hannover war. Da halfen 

auch die Beschwörungen des CDU-Ortsvorsitzenden nichts, 

man kämpfte in dieser Region um jeden Arbeitsplatz. Die 

Aufforderung des Bürgermeisters an den CDU-Innenminister, 

die traditionelle Verwaltungsstadt Papenburg bei der laufenden 

Behördenreform nicht vollkommen ausbluten zu lassen, zeigte 

deutlich, dass alle Wünsche und Forderungen der CDU-Poli-

tiker in Papenburg von der Landesregierung abgeschmettert 

wurden. Die Papenburger  Bewerbung um eine Polizeidirek-

tion wurde ebenso abgeschmettert wie die Ansiedlung eines 

zentralen Mahngerichtes. Nicht einmal die erhoffte Polizei-

inspektion erhielt Papenburg. Nach all den bitteren Verlusten 

der vergangenen Jahre drohte Papenburg jetzt auch noch, bei 

der Neuordnung des Katasterwesens nicht berücksichtigt zu 

werden. Aus dem geplanten Bau des Finanzamtes in 

Aschendorf wurde nichts. Selbst bei einem eventuellen Umzug 

des Finanzamtes in das Kreishaus profitierte davon nicht Pa-

penburg sondern der Landkreis mit der Gefahr, dass Papen-

burg, die im Kreishaus ansässigen Außenstellen wie KFZ-Zu-

lassungsstelle, Gesundheitsamt und Jugendamt verlören. 

Die SPD-Fraktion bedauerte den mangelnden Rückhalt von 

CDU-Politikern bei ihrer eigenen Landesregierung und fordert 

die CDU und Verwaltung auf, mehr für Papenburg in Hanno-

ver zu werben.

Mai 2004 

Debakel um Neubau von OBI  

Der geplante Neubau von OBI führte in der SPD-Fraktion zu 

kontroversen Diskussionen. Zentrale Frage war, ob man es 

hinnehmen könnte, dass durch die jetzt geplanten Baumaßnah-

men noch weitere Flächen des Stadtparks geopfert würden und 

die Anbindung des Ems-Centers an den Hauptkanal gefährdet 

würde. 

Die Ratsmitglieder bemängelten, dass keine Zeit für alternative 

Planungen bliebe und man sich jetzt Hals über Kopf den In-

teressen des Investors beugen müsste. Im Interesse der Stadt 

Papenburg und weil die Funktion als Einkaufszentrum für die 

Region durch den Neubau von OBI gestärkt würde, stimmte 

die Mehrheit der Fraktion dem Bauvorhaben zu. 

Für die Fraktion stellte sich aber die Frage, ob es nicht sinnvol-

ler gewesen wäre, das Parkhaus abzureißen und den OBI-Neu-

bau dann näher an den Hauptkanal zu bauen. 

Wegen des engen Zeitfensters, das für die Entscheidung blieb, 

konnte mit den Investoren nicht darüber gesprochen werden. 

Trotz vieler ungeklärter Fragen auch hinsichtlich der Verkehrs-

führung beugte sich die Mehrheit der SPD-Fraktion den Forde-

rungen des Investors, um nicht später eine leerstehendes Ems-

Center zu verantworten. Die SPD forderte, dass die Verkehrs-

führung so gestaltet würde, das Verkehrskonzentrationen und 

Staus wie z.B. bei der Ausfahrt vor der Tankstelle zukünftig 

vermieden würden. 

Verärgert zeigte sich Hartmut Bugiel darüber, dass bei den 

Entscheidungen der Bürgermeister und die Verwaltung nicht 

durch rechtzeitige Kontakte mit den Besitzern des Ems-Cen-

ters das Heft des Handeln in den Händen behalten hatten. Hier 

waren seiner Meinung durch mangelhafte Kommunikation 

Fakten geschaffen worden, die nicht mehr veränderbar waren. 

Außerdem versäumte man, bei der Diskussion um die Verän-

derungen beim Ems-Center die Planungen für das Gelände 

Rieke und Meyer mit zu berücksichtigen. 

Für die anstehenden Planungen für dieses Areal wäre es jetzt 

notwendig aus dem Desaster beim Ems-Center Lehren zu 

ziehen. Die Verwaltung sollte rechtzeitig alle Verantwortlichen 

und Beteiligten an einen Tisch holen, um die weiteren Planun-

gen im Interesse der Stärkung Papenburg als Einkaufsstadt ab-

zustimmen. Damit Fehler wie beim Ems-Center vermieden 

würden, forderte die SPD-Fraktion für das Gelände Rieke und 

Meyer die Einsetzung eines baubegleitenden Ausschusses 

beim Rat der Stadt Papenburg. 

 

SPD und GRÜNE wollen Verkehrsberuhigung am Freibad 

Rechtzeitig zu Beginn der Badesaison im Freibad forderte die 

Fraktion mehr Sicherheit für die Besucher auf dem Weg zum 

Freibad. 

Da trotz Forderung der SPD immer noch kein Ausbau der 

Straße „Am Stadion“ erfolgte, sollte jetzt als eine schnell und 

kostengünstig zu verwirklichende Maßnahme die Umwand-

lung dieser Straße zur Einbahnstraße erfolgen. 

Mit steigenden Besucherzahlen des Freibades wurde die 

Verkehrssituation vor dem Freibad immer stärker zur Gefahr. 

Durch hohes Verkehrsaufkommen waren vor allem die Kinder 

durch die schmale, schadhafte Straße stark gefährdet. Wenn 

auch noch Busse und LKWs die Straße befuhren, blieb für 

Radfahrer kaum noch Platz zum Ausweichen. Um die Gefah-

rensituation schnell zu entschärfen, sollte die Straße „Am 
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Stadion“ vom „Scheideschloot“ an als Einbahnstraße in 

Richtung „Gutshofstraße“ und der „Ahldersweg“ von der 

„Gutshofstraße“ in Richtung „Diekhausstraße“ als Einbahn-

straße umgewandelt werden. Diese Maßnahme könnte sofort 

umgesetzt werden und man brauchte nicht zu warten, bis 

irgendwann mal wieder die Verkehrskommission tagte. 

Gleichzeitig erneuerte die Fraktion  ihre langjährige Forderung 

nach dem Bau eines vernünftigen Parkplatzes vor dem Stadion. 

Dieser provisorische Schotterparkplatz müsste endlich ver-

schwinden denn er wäre kein Aushängeschild für den Sport in 

Papenburg, so die SPD-Fraktion. 

 

Beseitigung des Engpasses am Kreisel vor der Post 

Die Fraktion begrüßte das Konzept der Stadtverwaltung, den 

Engpass bei der Straße „Am Stadtpark“ vor der Post zu 

beheben. Hier sollte künftig die gesamte Straße „Am Stadt-

park“ direkt vom Kreisel bis zur Ampelkreuzung „Friederiken-

straße“ zweispurig geführt werden. Die SPD-Ratsmitglieder 

versprachen sich dadurch weniger Stau vor der Ampel. Im 

Zuge dieser Umbaumaßnahme sollten nach Auffassung der 

SPD-Fraktion auch die Parkbuchten vor der Post breiter 

gestaltet werden, um ein gefahrloses Aussteigen zu gewähr-

leisten. 

Gleichzeitig zeigte sich die Fraktion darüber verärgert, dass die 

Verkehrskommission die Forderung der SPD-Fraktion ablehn-

te, eine zusätzliche Abbiegespur von der Moorstraße in die 

Friederikenstraße zu schaffen. Auf das Ärgernis bei der Ein-

mündung der Moorstraße in die Friederikenstraße reagierte die 

SPD vor einem Jahr mit der Forderung des Baus einer Zu-

sätzlichen Abbiegespur. An dieser Stelle staute sich der Ver-

kehr unnötigerweise, weil keine Abbiegespur gebaut wurde, 

obwohl ausreichend Platz dafür vorhanden war. Außerdem 

entsprach die Verkehrsführung für Radfahrer und Fußgänger 

nicht den Sicherheitsanforderungen. Wenn es hier auch noch 

nicht zu einem Unfallschwerpunkt kam, so könnte doch der 

Verkehr sicherer und flüssiger gestaltet werden.

 

Juni 2004 

Neubewertung des Gewerbegebietes Rheder Straße 

Die SPD-Fraktion sprach sich wiederholt gegen das Vorhaben 

des Entsorgungsunternehmens Abeln & Söhne aus, im Gewer-

begebiet Rhederstraße, eine Bauschuttanlage zu errichten. Für 

die SPD waren die Sorgen der Anwohner berechtigt. Sie hiel-

ten eine derartige Nutzung in diesem Bereich für nicht 

passend. 

Der Krach und die Schadstoffemissionen vertrugen sich nicht 

mit den Einzelhandelsgeschäften, so dass auch Arbeitsplätze 

gefährdet waren. Deshalbbefürwortete sie den Antrag nach 

einer Veränderungssperre, weil sonst eine rechtliche Ableh-

nung durch die Stadt kaum möglich erschien. 

Da mit der Genehmigung der Anlage künftige Erweiterungen 

der Firmen Niesmann und Küchentraum sowie weitere Ansied-

lungen von Firmen gefährdet waren, sollte alles daran gesetzt 

werden, dass es zu einem Bau der Anlage nicht käme. 

Man musste jedoch zur Kenntnis nehmen, dass der Ärger mit 

der Ausweisung des Gewerbegebietes als Mischgebiet vorpro-

grammiert war. Wenn man ein Gebiet mit hauptsächlicher 

Verkaufsnutzung wollte, dann hätte man auch eine ent-

sprechende Ausweisung vornehmen müssen. Nach derzeitigem 

Planungsrecht, könnte die Stadt Papenburg bei Einhaltung der 

Immissionswerte die Aufstellung der Anlage kaum verhindern. 

Kritisch wurde aber die Grundlage für die Bewertung der 

Emissionen gesehen. Unklar war, ob bei der Bewertung auch 

die Emissionen der Firma ADO und des Raiffeisenbetriebes 

berücksichtigt berücksichtigt werden mussten. 

 

Frühzeitige Diskussion der Haushaltsansätze in den Ausschüssen 

Die Fraktion begrüßte die frühzeitige Vorlage von Haus-

haltsplänen für die Ausschüsse der Stadt Papenburg. Damit 

wurde einer Forderung der SPD entsprochen, frühzeitig mit 

den Haushaltsberatungen zu beginnen. 

Statt im „Oktoberfieber“ den Haushalt für das kommende Jahr 

im Schnelldurchlauf ohne große Einwirkungsmöglichkeiten für 

Ratsmitglieder zu behandeln, könnten jetzt langfristige Ent-

scheidungen vorbereitet werden. Durch diese Vorgehensweise 

der Verwaltung wurde der Forderung der SPD nach Transpa-

renz der Entscheidungen entsprochen und sie ermöglichte den 

Ratsmitgliedern in den Ausschüssen eine frühzeitige Beratung 

der einzelnen Haushaltstitel. 

Für eine sinnvolle Beratung des Haushaltes 2005 wäre aber 

zusätzlich die Offenlegung der gegenwärtigen Finanzsituation 

notwendig. „Nur wenn wir wissen, wo wir heute stehen, 

können wir über morgen reden“, so Fraktionschef Hartmut 

Bugiel. Deshalb erneuerte die SPD die Forderung nach einem 

Finanzausschuss, der Vorschläge für die langfristige Sanierung 

des Haushalts erarbeiten sollte. Die Fraktion müsste jetzt am 

Beginn der Haushaltsberatungen für das Jahr 2005 feststellen, 

dass keine Zwischenbilanz vorgelegt wurde, die eine echte 

Einschätzung der aktuellen Lage zulasse. 

Spielrechte von FC Germania im Waldstadion 

Die Fraktion sprach sich für eine grundsätzliche Gleich-

behandlung der Vereine SC Blau-Weiß 94 Papenburg und FC 

Germania 95 beim Spielbetrieb aus. Bürgermeister Nehe sollte 

endlich sein Wahlversprechen einlösen, zwischen den Verei-

nen zu vermitteln. Es wäre bedauerlich, wenn nach dem Auf-

stieg des FC Germania in die Fußball-Emslandliga dem Verein 
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kein geeignetes Umfeld für die Heimspiele geboten würde, 

weil die Stadt dem Verein keinen ausreichenden Platz zur Ver-

fügung stellt. Wilhelm Kröger vermutete, dass ein Recht im 

Waldstadion spielen zu können, erst mit der Vorstandstätigkeit 

eines CDU-Fraktionsvorsitzenden im Fußballverein erworben 

werden könnte. 

Ratsherr Anton Schippmann erklärte: „In keiner anderen Stadt 

habe ein Verein zwei Stadien für seine Punktspiele zur Verfü-

gung, so wie SC Blau-Weiß 94 mit dem Waldstadion und dem 

Stadion am Obenende.“ Er könnte nicht verstehen, weshalb 

sich zwei Vereine nicht die städtischen Sportstadien für Punkt-

spiele teilen könnten. Mit der Anlage an der Kleiststraße war 

FC Germania 95 eindeutig benachteiligt. Diese Anlage eignete 

sich in keiner Weise für einen ordentlichen Punktspielbetrieb. 

Bei schlechtem Wetter fehlten Unterstellmöglichkeiten. Die 

Nutzung der Umkleidekabinen in der Turnhalle waren nicht 

ausreichend. Außerdem fehlte ein ausreichender Stroman-

schluss. 

Die Fraktion sprach sich für ein Spielrecht im Waldstadion bei 

Punktspielen für FC Germania 95 aus. Wenn Ulli Nehe seinem 

Versprechen nach Vermittlung nicht nachkäme, so sollten die 

Staffelleiter eine Regelung für den Spielbetrieb zusammen mit 

den Vereinen herbeiführen.

Für eine hauptamtliche Frauenbeauftragte 

Seit 10 Jahren waren Kommunen verpflichtet, hauptamtliche 

Frauenbeauftragte zu beschäftigen. Für Papenburg war die 

Besetzung einer halben Stelle vorgeschrieben. 

Viel war bereits frauenpolitisch auf den Weg gebracht, aber 

vom Ziel einer gleichberechtigten Lebenswelt für Frauen und 

Männer war die Gesellschaft noch weit entfernt. Es drohte sich 

die Situation für Frauen sogar noch zu verschlechtern. Ange-

sichts allgemeiner Finanzknappheit waren Frauenbeauftragte 

als engagierte Akteurinnen und Bündnispartnerinnen für eine 

aktive Gleichstellungspolitik unverzichtbar. 

Die Landesregierung wollte die Pflicht zu einer hauptamt-

lichen Frauenbeauftragten für Städte in der Größenordnung 

von Papenburg abschaffen. Im Vorgriff auf diese geplante Ver-

änderung wollte die CDU und die Verwaltung für Papenburg 

nur noch eine ehrenamtliche Frauenbeauftragte wählen. Die 

Fraktion forderte die Beibehaltung der hauptamtlichen Frauen-

beauftragten und verlangte eine schnellst mögliche Wiederbe-

setzung der Stelle. 

Juli 2004 

Freizeitnutzung des Baggersees an der 1. Wiek 

Die Fraktion wollte sich für eine Änderung zur Nutzung des 

Sees an der 1. Wiek einsetzen. Statt dem Rechtsbruch durch 

„wildes Baden“ zuzusehen, forderte die SPD die Legalisierung 

der Freizeitnutzung für die Obenender Bevölkerung. 

Man könnte die Augen nicht vor der illegalen Nutzung des 

Sees an der 1. Wiek verschließen. Ein Badeverbot wäre durch 

die Polizei nicht durchsetzbar. Außerdem war die Stadt Papen-

burg mit der Verpachtung des Sees an den Angelverein vom 

Konzept eines unberührten Naturreservats abgegangen.  

Was unterscheidet das Grillen der Angler am See von der Frei-

zeitnutzung durch Anwohner, fragten sich die SPD-Ratsmit-

glieder. Zudem wurde der See künstlich angelegt und ent-

sprach nicht einem gewachsenen Biotop. 

Die Eroberung des Sees durch die Bevölkerung könnte nicht 

mehr rückgängig gemacht werden. Es galt nun, den See in eine 

geregelte Freizeitnutzung zu überführen. Außerdem fehlte dem 

Obenende eine entsprechende Bademöglichkeit, wie sie zum 

Beispiel am Untenende im Volkspark oder bei der Bülte vor-

handen war. Aus diesem Grunde beantragte die SPD ein 

Planfestellungsverfahren zur Veränderung der Nutzung des 

Sees im Rat der Stadt. 

Um bei der angespannten Haushaltslage dieses Projekt nicht an 

den Kosten scheitern zu lassen, schlug die Fraktion vor, die 

Erschließung des Geländes so einfach wie möglich zu gestal-

ten und als Qualifizierungsprojekt für arbeitslose Jugendliche 

in Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit durchzuführen. 

Damit wäre auch gewährleistet, dass anschließend keine Zer-

störungen und Verschmutzungen durch Jugendliche zu be-

fürchten wären, weil sie die Gestaltung als ihre Arbeit achten. 

Besuch der SPD-Fraktion bei der Firma Salamander 

Heinz-Georg Klüver, Personalleiter und Mitgesellschafter, 

stellte den Besuchern die Veränderungen vor. Durch die 

Übernahme der Salamander Industrie-Produkte GmbH durch 

das Management und private Investoren wäre eine langfristige 

Finanzierung gesichert. 

Als weitere standortsichernde Aufgaben, die es für die Zukunft 

anzupacken gelte, nannte Heinz-Georg Klüver die Vereinheit-

lichung der Logistik für die Firmenstandorte Papenburg und 

Türkheim und die Vereinheitlichung von Produktionsplatt-

formen, so dass eine bessere Auslastung gewährleistet wäre. 

Große Hoffnung für den Standort sah Klüver in der Erweite-

rung der Europäischen Union und der Erschließung bzw. Er-

weiterung der dortigen Märkte. 
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